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Befristeter M¡etvertrag
kann nicht gekündigt werden
Die Kündigung eines Miefvertrags ist
nicht möglich, wenn er wirksam befris-
tet v¡ar. Im vorliegenden Fall war dies
auch unter Berücksichtigung der gesetz-
iich vorgesehenen Schriftform erfolgt.
Nach dem Gesetz müssen Mietverträge
mit einer Vertragsdauer von mehr als ei-
nem Jahr schriftlich geschlossen wer-
den, Wi¡d diese Formvorschrift nicht be-
achtet, gilt der Vertrag für unbestimmte
Zeit geschJossen und kann mit ordentli-
cher Kündigungsfrist gekündigt werden.
Schriftlich festzuhalten sind damit
grundsätzlich die wesentlichen Bedin-
gungen eines Mietvertrages. Hierzu
zählt nach Ansicht des Gerichts nicht
die Regelung, wonach das Recht des Mie-
ters zur Untervermietung ausgeschlos-
sen ist. Die entgegenstehende Erlaubnis
der Untetvermietung während der Miet-
zeit bewirkt deshalb auch keinen Schrift-
formverstoß. Oberlandesgericht Köln,
Urteil vom 18. September 201,5,,A2. 1, U
28t1.s

Rechtsfähige Geme¡nschaft der
Wohnungse¡gentt¡mer
Im Wohnungsgrundbuch kann auf An-
trag und Bewilligung eines Eigentümers
zu Lasten seines Eigentums und zu
Gunsten der Wohnungseigentümerge-
meinschaft WEG) eine beschränkt per-
sönliche Dienstbarkeit eingetragen wer-
den. Voraussetzung hierfitr ist vor allem
die Rechtsfähigkeit der WEG. Diese
kann zumindest im Rahmen der Verwal-
tung des gemeinschaftlichen Eigentums
gegenüber Dritten und Wohnungseigen-
tümern selbst Rechte erwerben und
Pflichten eingehen. Im vorliegenden
Fall sollte die WEG berechtigt werden,
in den zum Sondereigentum einzelner
Eigentümer gehörenden Abstellräumen
eine Ubergabestation für den Ansch-luss
an das Fernwärmenetz zu errichten und
dauernd zu belassen. Bei einer Dienst-
barkeit mit diesem Inhalt kann es sich
nach der Entscheidung des Berliner
Kammergerichts (KG) durchaus um ei-

nen Gegenstand handeln, der dem Ver-
waltungsvermögen der Wohnungseigen-
ti.imergemeinschaft zugeordnet werdèn
kann, so dass sie in diesem Zusammen-
hang volle Rechtsfåhigkeit besilzt. KG,
Beschluss vom29. September 201"5, Az.
1 \M 10-12/15.

Anton¡a Koch, Rechtsanwältin in der Kanzlei

Bethge lmmobilienanwálte, Hannover

Maklerprov¡sion trotz
geplatzter Finanzierung
Ein Anspruch auf Zahlung der Makler'
provision besteht auch dann, wenn dem
Kunden die zum Immobilienerwerb be-
nötigte Finanzierung versagl wird. Der
Zahlungsanspruch entfällt, wenn der
Maklervertrag unter die Bedingung der
erfolgreichen Finanzierung gestellt
wird. Vorliegend verweigerten die Käu-
fer die Zahlung der Maklerprovision,
nachdem ihnen die Finanzierung ver-
sagt wurde. Zu Unrecht, so der Senat:
Da der Kaufuertrag filr den Fall einer
fehlgeschlagenen Finanzierung ein
Rùcktrittsrecht vorsah, sei davon auszu-
gehen, dass sich die Käufer einer mögli-
chen Darlehensversagung bewusst wa'
ren. Es hätte damit in ih¡em eigenen ln-
teresse gelegen, auch fär die hovisions-
forderung eine dementsprechende Rege-
lung zu veranlassen. Da dies nicht ge-
schah, sind sie zur Zahlung der Frovisi-
on verpflichtet. Landgericht Bremen,
Urteil vom 16. September 2A75, Az. 9 O
755t1.4.

Renovierungsklausel auch für
Gewerberäume unw¡rksam
Auch im Gewerberaummietrecht ist die
Überwälzung der laufenden Schönheits-
reparaturen durch Allþemeine Ge-
schäftsbedingungen unwirksam, wenn
die Räume dem Mieter bei Vertragsbe-
ginn renovierungsbedürftig überlassen
werden. Verpflichtet die Klausel den
Mieter unabhångig vom Zeitpunkt der
letzten Durchftihrung der Schönheitsre-
paraturen zur Renovierung, stellt dies
eine unangemessene Benachteilþng
dar. Nachdem díe Unwirksamkeit sol-
cher Klauseln bereits für dasWohn¡aurn-
mietrecht festgestellt worden ist, soll
eine Anwendba¡keit dieser Grundsätze
nach Auffassung des Landgerichts (LG)
Lüneburg auch bei gewerblichen Miet-
verhältnissen möglich sein. LG Läne-
burg, Urteil vom 4. August 2A'J.5rAz.5 O
35;3t74.

Veronik¡ Thormann, Rechtsanwält¡n in der
Kanzlei Bethge lmmobilienanwåilte, Hannover




